
Die Mülldeponie
Anfang Februar1988 kommt Panik auf, als die Stadt Delmenhorst verlautbaren lässt, sie wolle in dem Bereich 
hinter der Bäke eine Mülldeponie errichten.



Der Vorstand der Wegegemeinschaft informiert sich umgehend bei den entsprechenden Stellen.
Bei einer Beiratssitzung am 23.2.1988, als auch schon am 18.2.1988 bei einer teilweise sehr tumultartigen 
Informations-Veranstaltung in der Gasstätte Schierenbeck/Heidkrug. 

Es wurden jeweils die Probleme verdeutlicht (Gestank, Grundwasserverseuchung usw.) mit denen die 
Anwohner im Falle einer Verwirklichung der Deponie zu rechnen hätten.

Der Vorstand schaltet auch den „Landesverband der Gartenfreunde“ ein. Der sich sofort, unter der Führung 
von Herrn Klepatz, bereit erklärte, die Anwohner bei Ihrem Kampf  gegen die Mülldeponie mit Rat und Tat zu
unterstützen.
So kam es zu einem regen Schriftwechsel zwischen der Bezirksregierung und dem Landesverband bzw. der 
Wegegemeinschaft.

Um unseren Forderungen Nachdruck zu verleihen, als auch die Öffentlichkeit zu informieren, lud der 
Vorstand die Anwohner des betroffenen Gebietes zu einer Ortsbegehung ein.

Am 24. April 1988 trafen sich um 11°° Uhr die Anwohner des „Roggenkampes“, aber auch der weiteren 
Umgebung und demonstrierten gegen die geplante Deponie. Es wurde ein Plakat mit der Aufschrift „Kein 
Müll an der Bäke“ von den Anwohnern zum Gelände der geplanten Deponie gebracht und dort aufgestellt.

In mehreren Zeitungen wurde darüber berichtet.



Schon im Dezember 1987 hatten die angeschriebenen Eigentümer, der betroffenen Flächen, Widerspruch 
eingelegt gegen die Durchführung der erforderlichen Maßnahmen der Probebohrungen.

In einem gerichtlichen Verfahren wurde bis August 1989 die Rechtmäßigkeit der Forderungen vor dem 
Oberlandesgericht Oldenburg überprüft. In dem Urteil vom 24.August 1989 wurde die Rechtmäßigkeit 
festgestellt.
Daraufhin hat die Stadt Delmenhorst im Oktober 1989 sechs Probebohrungen durchgeführt.

Eine Bewertung dieser Bohrergebnisse am 27.10.1989 ergab, dass die angebohrten Flächen als reine 
Sandstandorte nicht die Mindestanforderungen erfüllten, die an das natürliche Schutzpotential des 
Untergrundes gestellt werden.
Es wurde somit übereinstimmend festgestellt, dass der Standort Iprump nicht geeignet ist.

So konnten nach 2 Jahren voller Sorge die Anwohner der Wegegemeinschaft aufatmen. 




